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Am 1.7.2021 wird nach Verlautbarung der Kommission die Europäische Staatsanwaltschaft (EUStA) ihre Arbeit aufnehmen.

Die Vizepräsidentin der Kommission Věra Jourová erklärte dazu: „Wir sind jetzt auf der Zielgeraden: In Kürze werden wir die

erste jemals geschaffene unabhängige EU-Einrichtung in Betrieb nehmen, die gegen den EU-Haushalt gerichtete Straftaten

untersucht und verfolgt. Ab dem 1. Juni werden europäische Staatsanwälte unter der starken Führung von Laura Kövesi ge-

gen Kriminelle vorgehen und dafür sorgen, dass kein Euro mehr durch Korruption oder Betrug verloren geht.“ Der Kommis-

sar für Justiz Didier Reynders meinte: „Mit der Inbetriebnahme der Europäischen Staatsanwaltschaft wird ein neues Kapitel in

der Geschichte der europäischen Integration aufgeschlagen. Die Hauptaufgabe dieser EU-Einrichtung besteht darin, EU-Gel-

der im gemeinsamen Interesse unserer Bürgerinnen und Bürger vor Kriminellen zu schützen. Sie wird die Umsetzung von

„NextGenerationEU“ mit Argusaugen beobachten, um sicherzustellen, dass die Gelder in vollem Umfang für die wirtschaft-

liche Erholung von der Krise verwendet werden.“ Sie ist die erste jemals geschaffene supranationale Staatsanwaltschaft. Sie

führt Untersuchungen und Strafverfolgungsmaßnahmen zu gegen die finanziellen Interessen der EU gerichteten Betrugsde-

likten und anderen Straftaten durch. Die EUStA ist unabhängig von der Kommission und anderen Organen und Einrichtun-

gen der EU sowie den Mitgliedstaaten. Sie wird die Arbeit anderer EU-Stellen wie dem OLAF, Eurojust und Europol ergänzen

und mit diesen sowie mit den zuständigen Behörden jener Mitgliedstaaten, die sich nicht an der supranationalen Staatsan-

waltschaft beteiligen, zusammenarbeiten. Auf längere Sicht wird die EUStA voraussichtlich etwa 3 000 Fälle jährlich unter-

suchen. Nun könnte man meinen, dass die Betroffenheit nicht so groß ist, da der Bezug zum EU-Haushalt begrenzende

Wirkung entfaltet, doch weit gefehlt: Die EUStA ist u. a. zuständig für betrügerische Handlungen im Zusammenhang mit

Mehrwertsteuer-Abgaben, die mit zwei oder mehr Mitgliedstaaten verbunden sind und einen Gesamtschaden von mindes-

tens 10 Mio. Euro verursachen!

Entscheidungen

BFH: Ermittlung der Höhe des Betrags einer

etwaigen doppelten Besteuerung von Al-

tersvorsorgeaufwendungen und Altersbe-

zügen

1. Der Senat hält daran fest, dass sowohl der

zum 01.01.2005 eingeleitete Systemwechsel zur

grundsätzlich vollen Einkommensteuerpflicht

von Leibrenten und anderen Leistungen der Ba-

sisversorgung als auch die Grundsystematik der

gesetzlichen Übergangsregelung verfassungsge-

mäß ist.

2. Einem Steuerpflichtigen, der nachweisen

kann, dass es in seinem konkreten Einzelfall zu

einer doppelten Besteuerung von Altersvorsor-

geaufwendungen und Altersbezügen kommt,

kann allerdings aus verfassungsrechtlichen

Gründen ein Anspruch auf eine Milderung des

Steuerzugriffs in der Rentenbezugsphase zuste-

hen. Eine solche doppelte Besteuerung ist nicht

gegeben, wenn die Summe der voraussichtli-

chen steuerfrei bleibenden Rentenzuflüsse min-

destens ebenso hoch ist wie die Summe der aus

versteuertem Einkommen aufgebrachten Alters-

vorsorgeaufwendungen. Die erforderliche Ver-

gleichs- und Prognoserechnung ist auf der

Grundlage des Nominalwertprinzips vorzuneh-

men.

3. Als steuerfrei bleibende Rentenzuflüsse sind

in der Vergleichs- und Prognoserechnung die in-

folge der gesetzlichen Übergangsregelung zu

beanspruchenden Rentenfreibeträge (§ 22 Nr. 1

Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa Satz 4 EStG)

für die Rente des Steuerpflichtigen sowie für

eine etwaige Hinterbliebenenrente seines statis-

tisch voraussichtlich länger lebenden Ehegatten

anzusetzen. Weitere Beträge, die im Rahmen der

Ermittlung des zu versteuernden Einkommens

des Rentners abziehbar sind oder steuerfrei ge-

stellt werden, sind nicht einzubeziehen (z. B.

Grundfreibetrag, Sonderausgabenabzug für die

Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung,

Beitragsanteile des Rentenversicherungsträgers

zur Krankenversicherung der Rentner, Wer-

bungskosten-Pauschbetrag, Sonderausgaben-

Pauschbetrag).

4. Für die Ermittlung der in Veranlagungszeiträu-

men bis 2004 aus versteuertem Einkommen ge-

leisteten Teile der Altersvorsorgeaufwendungen

sind die Beiträge zu den verschiedenen Sparten

der gesetzlichen Sozialversicherung (einschließ-

lich der ihnen gleichgestellten Teile der Vorsor-

geaufwendungen nicht gesetzlich Versicherter)

gleichrangig zu berücksichtigen. Alle anderen

nach damaliger Rechtslage dem Grunde nach

abziehbaren Vorsorgeaufwendungen werden im

Rahmen der retrospektiv vorzunehmenden Prü-

fung, in welchem Umfang Altersvorsorgeauf-

wendungen in früheren Veranlagungszeiträu-

men als aus versteuertem Einkommen geleistet

gelten, lediglich nachrangig berücksichtigt. In

Fällen der Zusammenveranlagung von Eheleu-

ten, die jeweils eigene Vorsorgeaufwendungen

getragen haben, werden die gemeinsamen Son-

derausgaben-Höchstbeträge im Verhältnis der

vorrangig zu berücksichtigenden Vorsorgeauf-

wendungen beider Eheleute aufgeteilt. Eine Kür-

zung um Beitragsanteile, die nach der Finanzie-

rungs- und Ausgabenstruktur der Träger der ge-

setzlichen Rentenversicherung kalkulatorisch

nicht auf die Leistung von Alters- oder Hinter-

bliebenenrenten entfallen, ist nicht vorzuneh-

men.

BFH, Urteil vom 19.5.2021 – X R 33/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-1365-1
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BFH: Doppelte Besteuerung der gesetz-

lichen und privaten Altersversorgung

1. Steigerungsbeträge aus der Höherversiche-

rung der gesetzlichen Rentenversicherung nach

§ 269 Abs. 1 SGB VI sind als akzessorische Zu-

satzleistungen einer gesetzlichen Altersrente der

Basisversorgung („erste Schicht“) anzusehen

und unterliegen daher der nachgelagerten Be-

steuerung gemäß § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a

Doppelbuchst. aa EStG.

2. Die Öffnungsklausel für eine zumindest teil-

weise Ertragsanteilsbesteuerung von Basisver-

sorgungsrenten ist nach dem eindeutigen Wort-

laut des § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppel-

buchst. bb Satz 2 Halbsatz 1 EStG nur auf Antrag

des Steuerpflichtigen und nicht von Amts we-

gen anzuwenden.

3. Regelmäßige Rentenanpassungen sind nach

der verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden-

den gesetzlichen Anordnung in § 22 Nr. 1 Satz 3

Buchst. a Doppelbuchst. aa Satz 7 EStG auch in

der für Renteneintrittsjahrgänge bis einschließ-

lich 2039 geltenden Übergangsphase nicht nur

mit dem individuellen Besteuerungsanteil, son-

dern in voller Höhe zu besteuern (Anschluss an

Senatsurteil vom 26.11.2008 – X R 15/07, BFHE

223, 445, BStBl II 2009, 710).

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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